
 
 
 
Bekanntmachung im Amtsblatt vom 06.05.2023 
 
 
 
Vollzug des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) und des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG); 
Planfeststellungsverfahren mit integrierter Umweltverträglichkeitsprüfung für den hö-
henfreien Umbau der Kreuzung Bundesstraße 2/Bundesstraße 13/Kreisstraße WUG 1 
(Eichstätter Kreuzung) im Zuge der Bundesstraße 2 Augsburg – Nürnberg (Abschnitt 
2330, Station 0,013, bis Abschnitt 2360, Station 0,597) im Gebiet der Stadt Weißenburg 
i. Bay. 
 
Das Staatliche Bauamt Ansbach hat für das im Betreff genannte Bauvorhaben die Durchfüh-
rung des Planfeststellungsverfahrens beantragt. Für das Vorhaben besteht eine Verpflichtung 
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß § 5 UVPG. 
 
Für die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung hat das Staatliche Bauamt Ansbach 
insbesondere folgende Unterlagen vorgelegt: 
 

- Erläuterungsbericht 
- Übersichtskarte 
- Übersichtslageplan 
- Lagepläne 
- Höhenpläne 
- Lageplan der Immissionsschutzmaßnahmen 
- Lageplan Entwässerungsmaßnahmen 
- Landschaftspflegerischer Maßnahmenübersichtsplan 
- Landschaftspflegerischer Maßnahmenplan Vermeidungs- und Gestaltungsmaßnah-

men 
- Landschaftspflegerischer Maßnahmenplan Naturschutzfachlicher Ausgleich 
- Landschaftspflegerischer Maßnahmenplan Suchräume CEF-Maßnahmen 
- Landschaftspflegerische Maßnahmenblätter 
- Tabellarische Gegenüberstellung von Eingriff und Kompensation 
- Grunderwerbsplan 
- Grunderwerbsverzeichnis 
- Regelungsverzeichnis 
- Lageplan Widmung/Umstufung/Einziehung 
- Unterlagen betreffend die Ermittlung der Belastungsklassen der einzelnen Vorhabens-

bestandteile 
- Lageplan Ver- und Entsorgungsleitungen 
- Regelquerschnitt Sparten Rad- und Gehweg 
- Lageplan Retentionsbodenfilter und Regenrückhaltebecken 
- Querschnitte Retentionsbodenfilter und Regenrückhaltebecken 
- Lageplan Druckleitung 
- Höhenplan Druckleitung 
- Lageplan Grundwasserwanne 
- Querschnitte Grundwasserwanne 
- Schalltechnische Untersuchung Endzustand 
- Schalltechnische Untersuchung Endzustand – Variantenvergleich 
- Schalltechnische Untersuchung – Bauzeitliche Umfahrung 
- Luftschadstoffuntersuchung 
- Schall- und Erschütterungstechnische Untersuchung – Baubetrieb 
- Wassertechnische Untersuchungen 
- Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) 
- Landschaftspflegerischer Begleitplan Textteil 
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- Landschaftspflegerischer Bestands- und Konfliktplan 
- Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) 
- Fledermauserfassung 
- Faunistische Bestandserfassung 
- Angaben über die Umweltauswirkungen des Vorhabens nach § 16 UVPG zur Umwelt-

verträglichkeitsprüfung (UVP-Bericht) 
- Untersuchung der Treibhausgasemissionen 
- Verkehrsuntersuchung. 

 
Gegenstand des Vorhabens ist der höhenfreie Umbau der Kreuzung Bundesstraße 2/Bundes-
straße 13/Kreisstraße WUG 1 (Eichstätter Kreuzung, auch „Hörnleinkreuzung“ genannt) im 
östlichen Stadtgebiet der Stadt Weißenburg i. Bay. Derzeit münden an dieser Kreuzung die 
Bundesstraße 13 und die Kreisstraße WUG 1 höhengleich in die Bundesstraße 2 ein, der Ver-
kehrsablauf an der Kreuzung wird mit Hilfe von Lichtsignalanlagen gesteuert. Im Rahmen des 
höhenfreien Umbaus der Kreuzung wird die Bundesstraße 2 unterhalb des heutigen Kreu-
zungsbereichs in Tieflage hindurchgeführt und mit Hilfe von insgesamt vier Verbindungsram-
pen und eines Kreisverkehrs mit den kreuzenden Straßen verbunden. Die derzeitige Trasse 
der Bundesstraße 2 wird dabei um bis zu 5 m abgesenkt. Zur Tieferlegung der Bundesstraße 2 
ist ein knapp 280 m langes Trogbauwerk mit Grundwasserwanne nötig; zur Überführung des 
geplanten Kreisverkehrs über die Bundesstraße sind zwei sog. Deckelbauwerke geplant. Die 
südwestlich der Eichstätter Kreuzung bereits heute existierende Einfahrrampe der Anschluss-
stelle Römerbrunnenweg in Fahrtrichtung Nürnberg wird im Rahmen des Vorhabens baulich 
angepasst und an die Verbindungsrampe angeschlossen, die von der Bundesstraße 2 aus 
Richtung Augsburg zum neu geplanten Kreisverkehr führt. Der Verlauf der Bundesstraße 2 
orientiert sich bis zum nördlichen Ende des Trogbauwerks am vorhandenen Straßenverlauf. 
Nördlich davon rückt die Bundesstraßentrasse allmählich vom existierenden Trassenverlauf 
ab. Am Ende der geplanten Baustrecke liegt die geplante Achse der Bundesstraße etwa 7 m 
von der Achse der vorhandenen Bundesstraßentrasse entfernt; dies ist bereits den bestehen-
den Ausbauplanungen für den nördlich des vorhabensgegenständlichen Bereichs liegenden 
Abschnitt der Bundesstraße 2 geschuldet. 
 
Für die voraussichtlich etwa drei Jahre in Anspruch nehmende bauliche Umsetzung des Vor-
habens wird im Vorhabensbereich unmittelbar östlich der Bundesstraßentrasse eine grob pa-
rallel zu dieser verlaufende bauzeitliche Umfahrungsstrecke von ca.  600 m Länge angelegt, 
um auch in der Bauzeit die verkehrliche Durchgängigkeit der Bundesstraße und der kreuzen-
den Straßen zu gewährleisten. 
 
Eine ca. 60 m südlich der Eichstätter Kreuzung bestehende Geh- und Radwegunterführung 
wird im Rahmen des Vorhabens um etwa 90 m nach Süden verschoben und dort neu errichtet. 
Die Zuwegungen zur Unterführung werden entsprechend verlängert bzw. baulich angepasst. 
Der etwa 70 m nördlich der Kreuzung liegende Wülzburgsteg wird bei der Vorhabensverwirk-
lichung ebenso abgebrochen und ca. 8 m nördlich seiner aktuellen Lage neu errichtet. Wäh-
rend der baulichen Umsetzung wird hier durchgängig eine Querungsmöglichkeit für den 
Fußgänger- und Radverkehr gegeben sein. Hierzu wird während der Bauzeit auch eine Be-
helfsbrücke über die geplante bauzeitliche Umfahrung errichtet, die direkt an den neuen Wülz-
burgsteg anschließt. 
 
Die entlang des Areals des Kaufland-Einkaufsmarkts nördlich der Kreuzung stehende Gabio-
nenwand wird im Zuge des Vorhabens abgebrochen und durch eine gut 230 m lange Stütz-
wand ersetzt. 
 
Vom Vorhaben betroffene öffentliche Feld und Waldwege sowie Geh und Radwege werden 
baulich angepasst bzw. abschnittsweise in neuer Lage wieder errichtet. 
 
Neben der Verbindungsrampe vom neu geplanten Kreisverkehr zur Bundesstraße 2 in Fahrt-
richtung Nürnberg wird ein unterirdisches Betriebsgebäude errichtet, mit dessen Hilfe u. a. in 
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Teilbereichen der gegenständlichen Straßenplanung anfallendes Oberflächenwasser weiter-
transportiert wird. Ferner wird nördlich der Bundesstraße 2 auf der Freifläche zwischen dem 
Römerbrunnenweg und der Straße „Am Volkammersbach“ ein neues Retentionsbodenfilter- 
und Regenrückhaltebecken errichtet. In diesem Becken wird u. a. das vom Betriebsgebäude 
über eine Druckleitung ankommende Wasser gereinigt. Danach wird das Wasser aus den Be-
cken dem Volkammersbach zugeführt. Das Retentionsbodenfilter- und Regenrückhaltebecken 
wird über einen Wartungsweg, der grob parallel zur Bundesstraße verläuft, an den Römer-
brunnenweg angebunden. Dem Volkammersbach wird daneben an drei weiteren Stellen im 
Vorhabensbereich Oberflächenwasser zugeführt. Vor der Einleitung in den Bach ist jeweils 
eine Vorreinigung mit Hilfe von Fertigteilbehandlungsanlagen geplant. 
 
Am Nordrand der Bundesstraße 2 ist zwischen dem Römerbrunnenweg und der Straße „Am 
Volkammersbach“ ein 5 m hoher Lärmschutzwall vorgesehen. Entlang der geplanten vier Ver-
bindungsrampen werden daneben jeweils auf gewisser Länge 5 m hohe Lärmschutzwände 
errichtet. Am südlichen Rand der Bundesstraße 13 schließt sich an die Lärmschutzwand, die 
entlang der Verbindungsrampe von der Bundesstraße 2 aus Richtung Augsburg zum neuen 
Kreisverkehr geplant ist, auf gewisser Länge noch eine 2 m hohe Lärmschutzwand an. 
 
Für das Bauvorhaben einschließlich der landschaftspflegerischen Kompensationsmaßnah-
men werden Grundstücke in der Gemarkung Weißenburg i. Bay. (Stadt Weißenburg i. Bay.) 
beansprucht. 
 
Die Planunterlagen (Zeichnungen und Erläuterungen) des Staatlichen Bauamtes Ansbach 
(einschließlich der schon genannten Unterlagen) liegen in der Zeit vom 
 

11.05.2023 bis 12.06.2023 
 
im Neuen Rathaus der Stadt Weißenburg i. Bay., Dienststelle Stadtbauamt, 2. Etage, Eingang 
„Auf der Wied“, Marktplatz 19, 91781 Weißenburg i. Bay. während der allgemeinen Öffnungs-
zeiten zur allgemeinen Einsichtnahme aus. Die Öffnungszeiten des Stadtbauamtes sind von 
Montag bis Freitag jeweils von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr und nachmittags nach vorheriger Ter-
minvereinbarung (Tel.-Nr. 0 91 41 / 907 -162, -280 oder -168). Zudem werden die Unterlagen 
im Internetauftritt der Regierung von Mittelfranken (www.regierung.mittelfranken.bayern.de) 
unter „Service“ > „Planfeststellung“ > „Planfeststellungsunterlagen“ veröffentlicht; maßgeblich 
ist jedoch der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Unterlagen (Art. 27a des Bayerischen Ver-
waltungsverfahrensgesetzes – BayVwVfG). Der Inhalt dieser Bekanntmachung ist an der ge-
nannten Stelle des Internetauftritts der Regierung ebenso einsehbar. Ferner sind die 
genannten Unterlagen sowie der Inhalt dieser Bekanntmachung über das zentrale Internetpor-
tal gemäß § 20 UVPG (https://www.uvp-verbund.de) zugänglich. Maßgeblich ist auch insoweit 
der Inhalt der ausgelegten Unterlagen (§ 20 Abs. 2 UVPG). 
 
1. Jeder, dessen Belange durch das Bauvorhaben berührt werden, kann bis spätestens einen 

Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist, das ist bis zum 12.07.2023, bei der Stadt Weißen-
burg i. Bay., Stichwort: PFV Eichstätter Kreuzung, Marktplatz 19, 91781 Weißenburg i. Bay. 
oder bei der Regierung von Mittelfranken, Promenade 27, 91522 Ansbach, Einwendungen 
gegen den Plan schriftlich oder zur Niederschrift erheben. Die Schriftform kann durch die 
elektronische Form ersetzt werden. In diesem Fall ist das elektronische Dokument mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur zu versehen und an die Adresse poststelle@reg-
mfr.bayern.de zu übermitteln. Einwendungen mit „konventioneller“ E-Mail ohne quali-
fizierte elektronische Signatur sind unwirksam. 
 
Die Einwendung muss den geltend gemachten Belang und das Maß seiner Beeinträchti-
gung erkennen lassen. 
 
Vereinigungen, die auf Grund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt 
sind, Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen die Entscheidung nach 

http://www.regierung.mittelfranken.bayern.de/
https://www.uvp-verbund.de/
mailto:poststelle@reg-mfr.bayern.de
mailto:poststelle@reg-mfr.bayern.de
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Art. 74 BayVwVfG einzulegen, können bis zum Ablauf der genannten Frist bei den genann-
ten Stellen zu dem Plan Stellung nehmen. 
 
 
Nach Ablauf der genannten Einwendungsfrist sind alle Einwendungen, die nicht auf beson-
deren privatrechtlichen Titeln beruhen, für das Verwaltungsverfahren ausgeschlossen (§ 21 
Abs. 4 UVPG). Dies gilt auch für Einwendungen und Stellungnahmen der Vereinigungen. 
 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftenlisten unterzeichnet 
oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Ein-
gaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit Namen, 
Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen. Andernfalls kön-
nen diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben. 
 

2. Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung der Vereinigungen, 
die auf Grund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, Rechtsbe-
helfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen die Entscheidung nach Art. 74 
BayVwVfG einzulegen, von der Auslegung des Plans. 

 
3. Die Anhörungsbehörde kann auf eine Erörterung der rechtzeitig erhobenen Stellungnah-

men und Einwendungen verzichten (§ 17a Nr. 1 FStrG). 
 
Findet ein Erörterungstermin statt, wird er ortsüblich bekannt gemacht werden. Ferner wer-
den diejenigen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben bzw. eine Stellungnahme abgege-
ben haben, bzw. bei gleichförmigen Einwendung wird der Vertreter (Art. 17 BayVwVfG), 
von dem Termin gesondert benachrichtigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzuneh-
men, so können sie durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 
 
Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch 
eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu ge-
ben ist. 
 
Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt 
werden. Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Erörterungstermins beendet. 
 
Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 
 

4. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen und Stellung-
nahmen, Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehende Kosten 
werden nicht erstattet. 
 

5. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem Grunde nach 
zu entscheiden ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem gesonderten 
Entschädigungsverfahren behandelt. 
 

6. Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des Anhörungsverfah-
rens durch die Planfeststellungsbehörde entschieden. Die Zustellung der Entscheidung 
(Planfeststellungsbeschluss) an diejenigen, die Einwendungen erhoben bzw. eine Stellung-
nahme abgegeben haben, kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn 
mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind. 
 

7. Vom Beginn der Auslegung des Plans treten die Anbaubeschränkungen nach § 9 FStrG 
und die Veränderungssperre nach § 9a FStrG in Kraft. Darüber hinaus steht ab diesem 
Zeitpunkt dem Träger der Straßenbaulast ein Vorkaufsrecht an den vom Plan betroffenen 
Flächen zu (§ 9a Abs. 6 FStrG). 
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8. Da für das Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist, wird darauf hin-
gewiesen, dass 
 
– die für das Verfahren und für die Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens 

zuständige Behörde die Regierung von Mittelfranken ist, 
– über die Zulässigkeit des Vorhabens durch Planfeststellungsbeschluss entschieden wer-

den wird, 
– mit den ausgelegten Planunterlagen ein UVP-Bericht nach § 16 UVPG vorgelegt wurde, 
– über die Planunterlagen hinaus keine entscheidungserheblichen Berichte und Empfeh-

lungen der Behörde vorliegen und 
– die Anhörung zu den ausgelegten Planunterlagen auch die Einbeziehung der Öffentlich-

keit zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens gemäß § 18 UVPG ist. 
 

9. Es wird darauf hingewiesen, dass das Staatliche Bauamt Ansbach nach § 17 Abs. 2 FStrG 
die Möglichkeit hat, eine vorläufige Anordnung zu beantragen, in der vorbereitende Maß-
nahmen oder Teilmaßnahmen zum Bau oder zur Änderung festgesetzt werden. 
 

10. Hinweis zur Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO): 
Auf Grund der seit dem 25.05.2018 anwendbaren DSGVO wird darauf hingewiesen, dass 
im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit im o. g. Planfeststellungsverfahren die erho-
benen Einwendungen und darin mitgeteilten personenbezogenen Daten ausschließlich für 
das Planfeststellungsverfahren von der Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde (Regie-
rung von Mittelfranken, Promenade 27, 91522 Ansbach, poststelle@reg-mfr.bayern.de; ört-
licher Datenschutzbeauftragter: Behördliche Datenschutzbeauftragte der Regierung von 
Mittelfranken, Promenade 27, 91522 Ansbach, datenschutzbeauftragte@reg-mfr.bay-
ern.de) erhoben, gespeichert und verarbeitet werden. Die persönlichen Daten werden be-
nötigt, um die Betroffenheit beurteilen zu können. Sie werden so lange gespeichert, wie 
dies unter Beachtung der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen für die Aufgabenerfüllung er-
forderlich ist. Die Daten können an den Vorhabenträger und seine beauftragten Büros zur 
Auswertung der Stellungnahmen weitergegeben werden. Insoweit handelt es sich um eine 
erforderliche und somit rechtmäßige Verarbeitung aufgrund einer rechtlichen Verpflichtung 
gem. Art. 6 Abs. 1 Satz 1 c) DSGVO. Weitere Informationen finden Sie unter: 
https://www.regierung.mittelfranken.bayern.de/datenschutz/index.html. 

 

 

 

Weißenburg i. Bay., den 27.04.2023 

 

 

gez. 

 

 

Jürgen Schröppel 

Oberbürgermeister 
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